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In dem Rechtsstreit 

Günther, Matthias 

./. 
Golz, Nicole und Bothe, Harald 

danken wir für die gewährte Fristverlängerung. 

Leider hat sich die mit Schriftsatz vom 10.12.2020 geäußerte Hoffnung, die Beklagten wür-
den der Anregung des Amtsgerichts im angegriffenen Urteil folgen und eine Versammlung 
organisieren, in der die offenen Fragen beantwortet werden können, nicht erfüllt. Obwohl der 
Geschäftsführer der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH in einer 
Sitzung des Stadtrats der Stadt Genthin vom 10.12.2020 nun grundsätzlich seine Bereitschaft 
zur Beantwortung der Fragen bekundet hatte, haben die Beklagten nichts hierfür unternom-
men.  

Dies vorausgeschickt begründen wir namens und in Vollmacht des Berufungsklägers die mit 
Schriftsatz vom 13.11.2020 eingelegte Berufung und beantragen,  



 

  Seite 2 

unter Abänderung des Urteils des Amtsgerichts Burg vom 08.10.2020, Az.: 3 C 288/20,  

I. die Berufungsbeklagten zu verurteilen, dem Berufungskläger folgende Auskünfte zu er-
teilen:  

1. An welchem Tag schloss die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsge-
sellschaft mbH den Kaufvertrag über den Hausmeisterservice Heinrich e. K.? 

2. Lag der Ermittlung des Kaufpreises für das Handelsgeschäft des Hausmeisterser-
vice Heinrich e. K. durch die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsge-
sellschaft mbH ein Bewertungsgutachten zugrunde? Falls ja: Welchen Inhalt 
hatte das Gutachten? 

3. Wurde der Kaufpreis für den Erwerb des Handelsgeschäfts des Hausmeisterser-
vice Heinrich e. K. durch die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsge-
sellschaft mbH bereits gezahlt?  

4. In welcher Weise entspricht der Kauf des Hausmeisterservice Heinrich e. K. 
dem Gesellschaftszweck der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsge-
sellschaft mbH? 

5. Hat die Gesellschafterversammlung der QSG Qualifizierungs- und Strukturför-
derungsgesellschaft mbH den Erwerb des Handelsgeschäfts des Hausmeisterser-
vice Heinrich e. K. durch die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsge-
sellschaft mbH gebilligt? 

6. Welche Mitarbeiter der Stadt Genthin wurden bei den Kaufvertragsverhandlun-
gen betreffend den Erwerb des Handelsgeschäfts des Hausmeisterservice Hein-
rich e. K. einbezogen? 

7. Von welchem Tag datiert der Kaufvertrag über den Verkauf des Grundstücks 
Kaimauer und Gleis durch die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsge-
sellschaft mbH an die ReFood GmbH & Co. KG? 

8. Zu welchem Preis veräußerte die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungs-
gesellschaft mbH das Grundstück Kaimauer und Gleis an die ReFood GmbH & 
Co. KG? 

9. Lag der Ermittlung des Kaufpreises für das Grundstück Kaimauer und Gleis ein 
Bewertungsgutachten zugrunde? Falls ja, welcher Wert wurde ermittelt? 
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10. Wurde der Kaufpreis für das Grundstück Kaimauer und Gleis durch die ReFood 
GmbH & Co. KG bereits an die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungs-
gesellschaft mbH gezahlt? 

11. Wurde die ReFood GmbH & Co. KG im Grundbuch bereits als Eigentümer des 
verkauften Grundstücks eingetragen? Wann erfolgte die Eintragung? 

12. In welcher Weise diente der Verkauf des Grundstücks Kaimauer und Gleis dem 
Gesellschaftszweck der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesell-
schaft mbH? 

13. Zu welchem Zweck beabsichtigt die QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH den Erlös aus dem Verkauf des Grundstücks Kaimauer 
und Gleis zu verwenden? 

14. Welche Mitarbeiter der Stadt Genthin wurden bei den Verkaufsverhandlungen 
einbezogen? 

15. Ist Ihnen bekannt, dass das Grundstück Kaimauer und Gleis für den Tank- und 
Abwasserverband (TAV) zur zukünftigen Abwasserklärung strategisch wichtig 
ist? 

16. In welcher Weise wurden den Interessen des TAV Rechnung getragen? 

17. Wer hat die Verhandlungen über den Verkauf des Grundstücks Kaimauer und 
Gleis mit der Käuferin ReFood GmbH & Co. KG geführt? 

18. Von welchem Tag datiert der Kaufvertrag über den Verkauf des Grundstücks 
Kulturhaus an die Inprotec AG? 

19. Zu welchem Preis veräußerte die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungs-
gesellschaft mbH das Grundstück Kulturhaus an die Inprotec AG? 

20. Lag der Ermittlung des Kaufpreises für das Grundstück Kulturhaus ein Bewer-
tungsgutachten zugrunde? Falls Ja: Welcher Wert wurde ermittelt? 

21. Wurde der Kaufpreis für den Verkauf des Grundstücks Kulturhaus durch die In-
protec AG bereits gezahlt? 

22. Wurde die Inprotec AG bereits im Grundbuch als Eigentümerin des Grundstücks 
Kulturhaus eingetragen? Falls ja: Wann erfolgte die Eintragung? 
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23. In welcher Weise entspricht der Verkauf des Grundstücks Kulturhaus dem Ge-
sellschaftszweck der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft 
mbH? 

24. Zu welchem Zweck beabsichtigt die QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH den Erlös aus dem Grundstücksverkauf zu verwenden? 

25. Hat die Gesellschafterversammlung der QSG Qualifizierungs- und Strukturför-
derungsgesellschaft mbH einen Beschluss über den Verkauf des Grundstücks 
Kulturhaus an die Inprotec AG gefasst? Falls ja: Welchen Inhalt hatte dieser Be-
schluss? 

26. Welche Mitarbeiter der Stadt Genthin wurden bei den Verkaufsverhandlungen 
betreffend das Grundstück Kulturhaus einbezogen? 

27. Haben Sie Kenntnis von weiteren Grundstücksgeschäften der QSG Qualifizie-
rungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH in den Jahren 2018 und 2019 o-
der 2020? Falls ja: Wer sind die Parteien des Kaufvertrages, welches Grundstück 
ist betroffen, wie hoch ist der Kaufpreis, ist der Kaufpreis gezahlt, ist der Eigen-
tumswechsel im Grundbuch vollzogen und zu welchem Zweck wird oder wurde 
der Erlös verwandt? 

28. Haben Sie Kenntnis von bevorstehenden Grundstückgeschäften der QSG Quali-
fizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH? Falls ja, welche Geschäfte 
sind das, welche Grundstücke sind betroffen, wie hoch soll der jeweilige Kauf-
preis sein? 

29. Welche beweglichen und unbeweglichen Vermögensgegenstände hat die QSG 
Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH in den Jahren 2018 bis 
2020 veräußert und zu welchem Zweck wurden die Erlöse aus den Verkäufen 
verwendet? 

30. Warum weist der Jahresabschluss der QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH für das Geschäftsjahr 2018 zum 31.12.2018 als Passiva 
einen Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von EUR 110.016,56 gegenüber 
einem Rechnungsabgrenzungsposten im Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
2017 zum 31.12.2017 in Höhe von EUR 17.929,58 aus? Welche unternehmeri-
sche Entscheidung rechtfertigt diese Differenz? 
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31. Warum haben sich die Aktiva der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungs-
gesellschaft mbH ausweislich der Jahresabschlüsse in den Jahren 2015 bis 2018 
von einem Betrag von in Höhe von EUR 1.231.858,67 auf eine Summe von 
EUR 882.246,89 reduziert? Welche unternehmerische Entscheidung begründet 
diese Differenz? 

32. Wann wurde der Jahresabschluss der QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH für das Geschäftsjahr 2018 festgestellt? 

33. Warum weist der Jahresabschluss der QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH für das Jahr 2018 den 20.01.2020 als Feststellungsdatum 
aus, obwohl an diesem Tag keine Gesellschafterversammlung der QSG Qualifi-
zierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH stattgefunden hat? 

34. Warum weist der Jahresabschluss 2018 der QSG Qualifizierungs- und Struktur-
förderungsgesellschaft mbH einen Kassenbestand in Höhe von EUR 219.826,66 
gegenüber einem Kassenbestand zum 31.12.2017 in Höhe von EUR 317.629,16 
aus? Welche Entwicklung ist für diese Reduktion des Kassenbestandes verant-
wortlich? 

35. Warum weist der Jahresabschluss 2018 der QSG Qualifizierungs- und Struktur-
förderungsgesellschaft mbH Sachanlagen in Höhe von EUR 401.595,62 gegen-
über einem Bestand zum 31.12.2017 in Höhe von EUR 353.030,62 aus? Worauf 
ist diese Differenz zurückzuführen?  

36. Warum erhöhte sich der Jahresfehlbetrag im Jahresabschluss 2018 der QSG 
Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH auf EUR 199.808,36 
gegenüber EUR 5.562,52 per 31.12.2017? 

II. festzustellen, dass die Klage hinsichtlich des Auskunftsanspruches zu den mit Schrift-
satz vom 19.06.2020 gestellten Fragen zu 2. und zu 15. ursprünglich zulässig und be-
gründet war und insoweit der Grund für die Klage nach Rechtshängigkeit weggefallen 
ist, 

III. festzustellen, dass die Berufungsbeklagten verpflichtet sind, daran mitzuwirken, dass 
der geschäftsführende Vorstand des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey 
e.V. gestützt auf § 51a GmbH ein Auskunftsersuchen an die Geschäftsführung der QSG 
Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH richtet, das die unter dem An-
trag zu I.) aufgeführten Fragen zum Gegenstand hat. 
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Streitwert: EUR 3.000,00 

Begründung:  

I. Umfang der Anfechtung 

Das Amtsgericht Burg hat durch das angegriffene Urteil vom 08.10.2020 die Klage vom 
19.06.2020 zu Unrecht abgewiesen. Der Berufungskläger verfolgt seinen Anspruch auf 
Beantwortung der antragsgemäß gestellten Fragen daher mit der Berufung weiter.  

Das Urteil des Amtsgerichts Burg vom 08.10.2020 wird in vollem Umfang zur Über-
prüfung durch das Berufungsgericht gestellt.  

Das Urteil des Amtsgerichts Burg beruht auf der Verletzung des Rechts auf Gewährung 
rechtlichen Gehörs und materiellen Rechts; das Urteil ist unter eklatanter Verletzung 
des verfassungsrechtlich gewährleisteten Rechts auf Gewährung rechtlichen Gehörs und 
unrichtiger Anwendung materiellen Rechts zustande gekommen.  

II. Die Berufungsbeklagten verweigern weiterhin Auskünfte  

Die Parteien bilden gemeinsam den geschäftsführenden Vorstand des Tourismusvereins 
Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. (s. bereits Schriftsatz vom 19.06.2020, S. 5 f.). 

Der Tourismusverein Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. ist der einzige Gesellschafter 
der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH. Die Beteiligung an 
der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH macht den wesentli-
chen Vermögensgegenstand des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. 
aus (s. bereits Schriftsatz vom 19.06.2020, S. 6).  

Nach § 3 Abs. 3 des Geschäftsführerdienstvertrages des Geschäftsführers der QSG Qua-
lifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH, Herrn Lars Bonitz, bedürfen 
Maßnahmen des Geschäftsführers, welche über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft hinausgehen, der vorherigen ausdrücklichen Zustimmung der Gesellschaf-
ter (s. bereits Schriftsatz vom 19.06.2020, S. 7). 

Nachdem der Berufungskläger im Zusammenhang mit der QSG Qualifizierungs- und 
Strukturförderungsgesellschaft mbH auf verschiedene Geschäftsvorfälle und Grund-
stückstransaktionen, die in keiner Weise dem Zweck des Tourismusvereins Genthin, Je-
richow, Elbe-Parey e.V. oder dem Zweck der QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH entsprachen und der Zustimmung des einzigen Gesellschafters, 
des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. bedurft hätten, stieß, bat er 
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die Berufungsbeklagten um Auskünfte zu diesen Sachverhalten. Trotz mehrfacher Auf-
forderung weigerten sich die Berufungsbeklagten, dem Berufungskläger die Auskünfte 
zu erteilen (s. bereits Schriftsatz vom 19.06.2020, S. 7 f.).  

Die Berufungsbeklagten brachten deutlich zum Ausdruck, an einer Aufklärung der 
Sachverhalte und einem Auskunftsersuchen gegenüber der QSG Qualifizierungs- und 
Strukturförderungsgesellschaft mbH nicht mitwirken zu wollen (s. bereits Schriftsatz 
vom 08.09.2020, S. 2 f.; Schriftsatz vom 06.10.2020, S. 1 f.).  

Ebenso unterließ es Herr Bonitz nach schriftlicher Aufforderung, den Berufungskläger 
über die fragwürdigen Sachverhalte zu unterrichten (s. bereits Schriftsatz vom 
19.06.2020, S. 8).  

Bis heute wurden die fraglichen Auskünfte nicht erteilt. 

III. Klage zu Unrecht abgewiesen 

1. Verletzung des Rechts auf Gewährung rechtlichen Gehörs 

Das Amtsgericht Burg verletzt durch sein Urteil vom 08.10.2020 bereits das aus 
Art. 103 Abs. 1 GG folgende Recht auf Gewährung rechtlichen Gehörs.  

Art. 103 Abs. 1 GG gewährt dem Betroffenen ein subjektives Recht, sich vor Gericht 
äußern zu dürfen, sowie einen Anspruch, dass das Gericht das Geäußerte und Gehörte 
auch in seiner Sachentscheidung berücksichtigt (Maunz/Dürig-Remmert, GG, 87. EL, 
März 2019, Art. 103, Abs. 1 Rn. 5). 

a) Das Amtsgericht Burg hat in seinem Urteil vom 08.10.2020 vollkommen unbe-
rücksichtigt gelassen, dass der Berufungskläger auf die fraglichen Informationen 
dringend angewiesen ist und ihm ohne die erbetenen Auskünfte die Ausübung sei-
nes Amtes als Vorstand des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. 
faktisch nicht ordnungsgemäß möglich ist. 

Der Berufungskläger ist als Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes ver-
pflichtet, die Mitgliederversammlung des Tourismusverein Genthin, Jerichow, 
Elbe-Parey e.V. über die fraglichen Geschäfte in Zusammenhang mit der QSG 
Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH zu unterrichten (s. 
Schriftsatz vom 19.06.2020, S. 7, 8 f., 10). Wie das Amtsgericht Burg in seinem 
Urteil richtig erkennt, ist der Vorstand verpflichtet, „sich um die finanziellen Be-
lange des Vereins zu kümmern und dazu zählt hier auch die geschäftliche Ent-
wicklung der QSG, dem wesentlichen Vermögensgegenstand, zu überwachen“ 
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(Urteil, S. 6). Die Mitgliederversammlung muss erfahren können, ob das Vermö-
gen der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH für 
zweckwidrige Grundstücksgeschäfte verschleudert wird und ob eine Beteiligung 
an der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH überhaupt 
noch den Interessen des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. 
entspricht. Jedes Vorstandsmitglied muss in der Lage sein, eigenverantwortlich zu 
entscheiden, ob für eine Information der Mitgliedversammlung Veranlassung be-
steht.  

Die fraglichen Transaktionen (Hausmeisterservice und Grundstücksgeschäft Kai-
mauer) entsprechen erkennbar weder dem Zweck der QSG Qualifizierungs- und 
Strukturförderungsgesellschaft mbH noch dem Zweck des Tourismusvereins 
Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. Im Übrigen wurden keine gemäß § 3 Abs. 3 
des Geschäftsführerdienstvertrages der QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH erforderlichen Beschlüsse des einzigen Gesellschafters der 
QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH, des Tourismus-
vereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V., zum Abschluss der Geschäfte gefasst. 
Es steht zu befürchten, dass wesentliche Geschäfte über Teile des Vermögens der 
QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH getätigt wurden, 
ohne dass der Tourismusverein Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. als alleiniger 
Gesellschafter involviert war.  

Der Berufungskläger muss in der Lage sein, sich über Geschäftsvorfälle zu infor-
mieren, um die Mitgliederversammlung hinreichend unterrichten zu können, falls 
dies erforderlich sein sollte. Sollte ihm kein Anspruch gegen die Berufungsbe-
klagten auf Auskunftserteilung, hilfsweise auf Veranlassung eines Auskunftsersu-
chens nach § 51a GmbHG gegenüber der QSG Qualifizierungs- und Strukturför-
derungsgesellschaft mbH zugesprochen werden und er seinen Auskunftspflichten 
gegenüber der Mitgliederversammlung nicht nachkommen können, so kann er die 
ihm obliegenden Verpflichtungen nicht ordnungsgemäß erfüllen.  

b) Der entsprechende erstinstanzliche Vortrag des Berufungsklägers war entschei-
dungserheblich.  

Entscheidungserheblich ist ein Vortrag, wenn nicht auszuschließen ist, dass dieser 
bei Gewährung rechtlichen Gehörs zu einer anderen Entscheidung des Gerichts 
geführt hätte (BGH, Beschl. v. 28.07.2016, III ZB 127/15, NJW 2016, 2890). 
Hätte das Amtsgericht Burg zur Kenntnis genommen, dass der Berufungskläger 
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ohne die erbetenen Auskünfte sein Vorstandsamt nicht fortführen kann – ein An-
spruch auf Auskunftserteilung denklogisch vorliegen muss – hätte es die Klage 
nicht abweisen können.  

2. Verletzung materiellen Rechts 

Abgesehen davon, dass das angegriffene Urteil schon angesichts der aufgezeigten Ver-
letzung des Rechts auf Gewährung rechtlichen Gehörs keinen Bestand haben kann, ver-
letzt die Entscheidung auch in gravierender Weise materielles Recht.  

Die Entscheidungsgründe sind eine Aneinanderreihung von Argumenten, von denen 
nicht eines trägt.  

Im Einzelnen:  

a) Ein Auskunftsanspruch des Berufungsklägers ergibt sich, wie das Amtsgericht 
Burg richtig erkennt (Urteil S. 6), zweifelsohne nicht aus § 27 BGB. Einen An-
spruch aus dieser Vorschrift hat der Berufungskläger aus diesem Grund erstin-
stanzlich auch nie behauptet.  

§ 27 Abs. 3 i.V.m. § 666 BGB gewährt der Mitgliederversammlung eines Vereins 
bzw. einem einzelnen Vereinsmitglied einen Auskunftsanspruch gegen den Vor-
stand (Palandt-Ellenberger, BGB, 80. Aufl. 2021, § 27 Rn. 4). Der Berufungsklä-
ger ist allerdings kein Mitglied des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-
Parey e.V., sondern Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes. In dieser Eigen-
schaft klagt er gegen seine Vorstandskollegen auf Auskunftserteilung.  

b) Wie das Amtsgericht Burg allerdings im Kern selbst erkennt, ist ein Auskunftsan-
spruch eines Vorstandsmitgliedes gegen seine Vorstandskollegen denklogische 
Voraussetzung für eine kollegiale Zusammenarbeit der Parteien.  

So stellt das Amtsgericht Burg in seinem Urteil ausdrücklich fest, dass die Beru-
fungsbeklagten durch eine beabsichtigte Zusammenkunft zwischen Gesamtvor-
stand des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. und dem Ge-
schäftsführer der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH, 
in der die „noch offenen Fragen“ gestellt werden könnten, „ihrer Verpflichtung“ 
nachkommen wollten (Urteil S. 6). Weiter stellt das Gericht fest, dass soweit diese 
Zusammenkunft bisher nicht geschehen sei, die Berufungsbeklagten diese nun-
mehr zu organisieren hätten, um ihrer „organschaftlichen Verpflichtung“ nachzu-
kommen (Urteil S. 6).  
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Das Amtsgericht ist offensichtlich selbst der zutreffenden Auffassung, dass die 
Pflicht der Berufungsbeklagten, die erbetenen Auskünfte dem Berufungskläger als 
Vorstandskollegen zu erteilen, bzw. von Dritten zu erfragen, auf der Hand liegt.  

Dass Parteien als Mitglieder eines mehrköpfigen Vorstandes kraft Amtes zu kolle-
gialer Zusammenarbeit verpflichtet sind, ist schlicht eine Selbstverständlichkeit (s. 
Schriftsatz vom 08.09.2020, S. 4). Die Mitglieder des geschäftsführenden Vor-
standes sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zur gegenseitigen Kontrolle und 
wechselseitiger Information und grundsätzlicher Überwachung der Aufgabener-
füllung der anderen Vorstandsmitglieder, sowie zu sachgerechten Information der 
Mitgliederversammlung verpflichtet (s. Schriftsatz vom 06.10.2020, S. 2). Das 
Auskunftsrecht des Vorstandsmitglieds erstreckt sich auch auf das Verhältnis von 
Tochtergesellschaften des Vereins (s. Schriftsatz vom 06.10.2020, S. 2).  

In Anbetracht dieser Feststellung hätte das Amtsgericht dem Antrag zu I) stattge-
ben müssen. 

c) Diese im Ergebnis zutreffenden Erkenntnisse scheint das Amtsgericht dennoch 
aus den Augen verloren und aus den übrigen unschlüssigen Argumenten die fal-
schen Schlüsse gezogen zu haben.  

aa) So meint das Amtsgericht angesichts fehlender Ressortaufteilung der Ge-
schäftsführung nach der Satzung des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, 
Elbe-Parey e.V. eine gegenseitige Informations- und Überwachungspflicht 
nicht ableiten zu können (Urteil S. 6).  

Richtig ist vielmehr das Gegenteil: Der Umstand, dass alle Vorstandsmit-
glieder für alle Bereiche der Geschäftsführung zuständig sind, muss zwin-
gend nach sich ziehen, dass alle Vorstandsmitglieder berechtigt sind, Einbli-
cke in alle Abläufe zu erhalten. Würden einem Vorstandsmitglied Informati-
onen eines Bereichs vorenthalten werden, für den es zuständig ist (und ohne 
Ressortaufteilung sind alle Vorstandsmitglieder für alle Bereiche zuständig) 
so kann das Vorstandsmitglied die Geschäfte nicht ordnungsgemäß führen. 
Dieser Schluss ist so offensichtlich, dass es einer ausdrücklichen Erwäh-
nung nicht bedarf. In diesem Sinne resümieren Stöber/Otto in ihrem Hand-
buch zum Vereinsrecht, dass „auch“ im Falle einer Ressortverteilung die 
Vorstandsmitglieder „zu wechselseitiger Information und grundsätzlicher 
Überwachung der Aufgabenerfüllung der anderen Vorstandsmitglieder ver-
pflichtet“ sind (10. Aufl. 2012, Rn. 467). Für den Fall der Allzuständigkeit 
der Vorstandsmitglieder ist diese Pflicht selbstverständlich.  
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bb) Auch die weitere Begründung des Gerichts, aus einer gegenseitigen Treue-
pflicht könne eine Auskunftspflicht nur dann folgen, wenn ein Handeln für 
den Verein erfolgt, kann nicht verfangen. Ob die Berufungsbeklagten, wie 
das Amtsgericht mutmaßt, „in den Fragenkomplexen mit Außenwirkung für 
den Verein tätig geworden“ (Urteil S. 6) sind, ist für den vorliegenden 
Rechtsstreit ohne Belang. Es geht allein darum, ob sich Vorstandsmitglieder 
pflichtwidrig verhalten oder nicht. 

Der Berufungskläger fragt nicht, ob die Berufungsbeklagten für den Touris-
musverein Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. tätig wurden. Der Berufungs-
kläger fordert Auskünfte über Sachverhalte, die Geschäfte der Tochterge-
sellschaft des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V., die 
QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH, betreffen, 
um seine Pflicht, für eine ordnungsgemäße Verwaltung des Vereinsvermö-
gens Sorge zu tragen, erfüllen zu können.  

cc) Soweit das Gericht zum Ausdruck bringen will, dass die Berufungsbeklag-
ten über keine Kenntnisse oder keinen „Wissensvorsprung“ (Urteil S. 6) ver-
fügen könnten, ist diese Auffassung erwiesenermaßen falsch.  

Die Berufungsbeklagte zu 1) war unmittelbar in den Grundstücksverkauf an 
die ReFood GmbH & Co. KG (Fragen 7 ff.) involviert. In der Vorstandssit-
zung vom 31.07.2019 teilte sie mit, dass „der Verkauf bereits gelaufen“ sei 
und dass sie dies mit betroffenen Unternehmen im Chemiepark bereits be-
sprochen habe (s. Schriftsatz vom 06.10.2020, S. 3). Ebenfalls war die Beru-
fungsbeklagte zu 1) für den Trinkwasser- und Abwasserverbund Genthin 
(TAV) direkt in den Grundstücksverkauf der QSG Qualifizierungs- und 
Strukturförderungsgesellschaft mbH an die ReFood GmbH & Co. KG ein-
gebunden und erstellte in diesem Zusammenhang einen Vertrag über eine 
Dienstbarkeit für die TAV (s. Schriftsatz vom 06.10.2020, S. 3; Schriftsatz 
vom 07.10.2020, S. 1 f.).    

dd) Entgegen der Auffassung des Gerichts ist die Stellungnahme der Berufungs-
beklagten vom 24.06.2020, „mangels Unterlagen“ (Urteil S. 6) die Fragen 
nicht beantworten zu können, nicht nachvollziehbar. Um zu den Geschäfts-
vorgängen Auskünfte zu geben, sind nicht zwingend schriftlich Unterlagen 
erforderlich, vielmehr können die Berufungsbeklagten gerne auch mündlich 
ihre Kenntnisse mit dem Berufungskläger teilen.  
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ee) Selbst wenn die Berufungsbeklagten nicht verpflichtet sein sollten, die Ant-
worten auf die Fragen zu „erfragen, um sie dann dem Kläger beantworten 
zu können“ (Urteil, S. 6), so dürfen die Berufungsbeklagten zumindest – wie 
geschehen – nicht verhindern, dass der Berufungskläger die Auskünfte von 
der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH unmit-
telbar erhält.  

Die Berufungsbeklagten versperrten sich bereits vorprozessual einem Aus-
kunftsersuchen mit der fadenscheinigen Begründung, das Vorgehen sei 
„rechtlich nicht der richtige Weg und schon gar nicht zielführend“ (s. 
Schriftsatz vom 08.09.2020, S. 3). Schließlich haben die Berufungsbeklag-
ten in der mündlichen Verhandlung vom 17.09.2020 deutlich zu Ausdruck 
Gebracht, berechtigt zu sein, den Berufungskläger von bestimmten Informa-
tionen fern zu halten und es dem Berufungskläger unmöglich zu machen, 
die fraglichen Informationen selbst zu beschaffen (s. Schriftsatz vom 
06.10.2020, S. 1 f.).  Die Berufungsbeklagten teilten mit, die Fragen nicht 
beantworten zu wollen. Außerdem weigerten sie sich, gemeinsam mit dem 
Berufungskläger den in der mündlichen Verhandlung vor dem Amtsgericht 
anwesenden Geschäftsführer der QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH anzuweisen, dem Tourismusvereins Genthin, Je-
richow, Elbe-Parey e.V. die Auskünfte nach § 51a GmbHG zu erteilen. 

ff) Die Behauptung des Amtsgerichts, der Kläger habe in der Gesellschafter-
versammlung der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft 
mbH vom 30.07.2020 die Möglichkeit gehabt, die Auskünfte von Herrn Bo-
nitz zu fordern (Urteil, S. 6), ist für den vorliegenden Rechtstreit unerheb-
lich und unrichtig.  

Vorliegend geht es allein darum, dass der Vorstand in der Lage sein muss, 
seine Pflicht zu erfüllen, die Mitgliederversammlung sachgerecht über die 
Verhältnisse einer Tochtergesellschaft zu informieren (s. Schriftsatz vom 
06.10.2020, S. 3) und das Vermögen ordnungsgemäß zu verwalten. Herr 
Bonitz beantwortete im Übrigen in der Gesellschafterversammlung vom 
30.07.2020 lediglich zwei der ursprünglich 38 gestellten Fragen. Insoweit 
hat der Berufungskläger den Rechtstreit bereits für erledigt erklärt und die 
Feststellung nach dem Antrag zu II.) beantragt (s. Schriftsatz vom 
08.09.2020, S. 4). Zu den übrigen Fragen des Berufungsklägers verweigerte 
Herr Bonitz jegliche Auskunft.  
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d) Die Begründung des Amtsgerichts ist auch im Übrigen nicht nachvollziehbar bzw. 
schlicht falsch.  

aa) Unerheblich ist bereits die Feststellung, dass der Berufungskläger von den 
Berufungsbeklagten nicht verlangen könne, dass dem Geschäftsführer der 
QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH der Fragen-
katalog vom 19.06.2020 vorgelegt wird (Urteil, S. 6). Selbstredend bleibt es 
den Berufungsbeklagten vorbehalten, wie sie ihre – wie das Amtsgericht 
Burg erkennt – „Verpflichtung“ zur Beschaffung der Auskünfte erfüllen, 
durch Formulierung der Fragen im Namen des Tourismusvereins Genthin, 
Jerichow, Elbe-Parey e.V. an die QSG Qualifizierungs- und Strukturförde-
rungsgesellschaft mbH oder durch Organisation einer „Zusammenkunft zwi-
schen Gesamtvorstand und Geschäftsführung der QSG“ und einem „Bericht 
zur Lage der Gesellschaft von Herrn Bonitz“ (Urteil S. 6). 

Wie das Amtsgericht im Übrigen zu der Schlussfolgerung gelangt, dass eine 
mündliche Befragung des Geschäftsführers der QSG Qualifizierungs- und 
Strukturförderungsgesellschaft mbH effektiver sei als die Vorlage eines Fra-
genkatalogs, erschließt sich dem Berufungskläger nicht.  

Soweit das Amtsgericht im Übrigen versucht, seinen Standpunkt mit dem 
Argument zu untermauern, es gebe keinen Anspruch auf schriftliche Aus-
kunft, so ist auch dies nicht überzeugend. Zwar ist es grundsätzlich richtig, 
dass die Auskunft nach § 51a GmbHG nicht schriftlich erteilt werden muss, 
allerdings übersieht das Amtsgericht hierbei, dass die Geschäftsführung ei-
ner GmbH, hier die QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesell-
schaft mbH, grundsätzlich den Weisungen der Gesellschafterversammlung, 
also den Weisungen des einzigen Gesellschafters, hier des Tourismusvereins 
Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V., unterliegt. Wenn also der geschäftsfüh-
rende Vorstand als Vertreter des einzigen Gesellschafters den Geschäftsfüh-
rer, hier Herr Bonitz, anweist, Fragen schriftlich zu beantworten, wird der 
Geschäftsführer dies tun müssen.  

Die abschließende Feststellung des Amtsgerichts, der Vorstand sei gegen-
über Beschlüssen der Mitgliederversammlung weisungsgebunden, ist für 
den vorliegenden Rechtsstreit ohne Belang. Ein Auskunftsersuchen nach 
§ 51a GmbHG würde als Maßnahme der laufenden Geschäftsführung des 
Vereins keinen Beschluss der Mitgliederversammlung erfordern. 
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bb) Soweit allerdings das Amtsgericht richtig erkennt, dass die Berufungsbe-
klagten durch die Zusammenkunft mit dem Geschäftsführer der QSG Quali-
fizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH und der Beschaffung 
der Auskünfte ihrer „organschaftlichen Verpflichtung“ (Urteil, S. 6) nach-
kommen, gibt es der Klage im Grunde statt. Das Amtsgericht bestätigt damit 
zutreffend, dass die Berufungsbeklagten verpflichtet sind, soweit sie selbst 
über keine Kenntnisse zu den Sachverhalten verfügen, Auskünfte im Namen 
des Tourismusvereins Genthin, Jerichow, Elbe-Parey e.V. von der Ge-
schäftsführung der QSG Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesell-
schaft mbH zu verlangen. Diese vom Amtsgericht umschriebene Pflicht ent-
spricht spiegelbildlich dem vom Gesetzgeber in § 51a GmbH verankerten 
Auskunftsanspruch. Angesichts dieser Feststellung hätte das Amtsgericht 
Burg der Klage stattgeben müssen. 

e) In Anbetracht der undurchsichtigen und widersprüchlichen Urteilsbegründung 
und angesichts der unschlüssigen Argumentation des Amtsgerichts kann das Ur-
teil auch aufgrund der eklatanten Verletzung materiellen Rechts keinen Bestand 
haben.  

 

 
Dr. Joachim Natterer 
Rechtsanwalt 
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